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Bonn, den 5 . Mai 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über die Übernahme von 
Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen im 
Ausfuhrgeschäft 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1 ). 

Der Deutsche Bundesrat hat zur Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 
2 des Grundgesetzes in seiner Sitzung vom 30. März 1950 nach 
der Anlage 2 Stellung genommen. 

Die Bundesregierung hat der Erhöhung des in § 1 vorgesehenen 
Betrages auf sechshundert Millionen DM zugestimmt. 

Auf die Eilbedürftigkeit der Vorlage weise ich besonders hin. 

Dr. Adenauer 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
\llein-Ver trieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. SO 
und Wiesbaden, Nietzschestr. 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Übernahme 
von Sicherheitsleistungen und 
Gewährleistungen im Ausfuhrgeschäft 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 

Der in dem Gesetz der Verwaltung des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebietes über die Übernahme 
von Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen 
im Ausfuhrgeschäft vom 26. August 1949 (WiGBl. 
S 303) festgesetzte Betrag von einhundertzwan- 
zig Millionen Deutsche Mark wird um vierhun- 
dertachtzig Millionen Deutsche Mark auf sechs- 
hundert Millionen Deutsche Mark erhöht. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


Das Gesetz der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
über die Übernahme von Sicherheitsleistungen und Gewährlei- 
stungen im Ausfuhrgeschäft vom 26. August 1949 (WIGBl. S. 303) 
ermächtigt den Direktor der Verwaltung für Finanzen bzw. den 
Bundesminister der Finanzen, zur Förderung der deutschen Aus- 
fuhr Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen bis zum Betrage 
von 120 Millionen DM zu übernehmen. Seine Erstreckung auf 
die Länder der französischen Zone und den bayerischen Kreis 
Lindau ist durch die Verordnung über die Erstreckung des Ge- 
setzes der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes über 
die Übernahme von Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen 
im Ausfuhrgeschäft vom 26. August 1949 am 24. Januar 1950 
(BGBl. S. 25) erfolgt. 

Dieser Rahmen für Sicherheits- und Gewährleistungen hat sich 
aus folgenden Gründen als unzureichend erwiesen: 

1. Die Bundesrepublik muß bis zum Jahre 1952, dem voraus- 
sichtlichen Zeitpunkt der Beendigung der Marshallplan-Hilfe, 
ihr Ausfuhrvolumen wesentlich steigern, wenn sie in der 
Lage sein soll, aus den Erträgnissen der Ausfuhr die notwen- 
digen Einfuhren zu bezahlen. Bei der gegenwärtigen Kapital- 
schwäche der deutschen Ausfuhrwirtschaft muß eine Er- 
höhung der Ausfuhr aber zu vermehrten Anträgen auf Ab- 
deckung der damit verbundenen Risiken führen. Eine Aus- 
wahl unter den förderungswürdigen Ausfuhrgeschäften wäre 
bei der großen Anzahl der Bewerber und der im Verhältnis 
dazu kleinen Verfügungssumme notwendigerweise mit Un- 
gerechtigkeiten verbunden und würde auch den Zweck der 
ganzen Maßnahme gefährden. Dasselbe trifft für eine Re- 
partierung zu. 

2. Die veränderte Lage auf dem Weltmarkt läßt das Barzah- 
lungsgeschäft immer mehr in den Hintergrund treten und 
zwingt den deutschen Exporteur, in steigendem Maße seinen 
Kunden Kredit einzuräumen. In diesem Falle ist er fast 
immer genötigt, die Hilfe des Bundes zur Abdeckung des 
einem solchen Kreditgeschäft anhaftenden Risikos in An- 
spruch zu nehmen, da die Banken in der Regel eine Vor- 
finanzierung ohne eine derartige Sicherheit ablehnen. 

3. Das langfristige Ausfuhrgeschäft (Erstellung von Groß- 
anlagen), das handelspolitisch ‘wegen seiner Lohnin tensivität 
und der Möglichkeit der späteren Lieferung von Ersatzteilen 
von besonderer Wlichtigkeit ist, gewinnt mehr und mehr an 
Bedeutung. Bei dem Umfang dieser Geschäfte und den damit 
verbundenen langen Fertigungszeiten ist das Risiko besonders 
groß und führt zwangsläufig zu einer stärkeren Beanspru- 
chung des Rahmens für Sicherheits- und Gewährleistungen. 

4. Die Abdeckung des Fabrikationsrisikos bedingt einen lang- 
samen Umschlag der Sicherheits- und Gewährleistungssumme. 
Schon während der meist lange dauernden Verhandlungen 
über den Abschluß eines solchen Geschäftes müssen die Expor- 
teure die Gewißheit besitzen, ob sie mit einer Sicherung 
durch den Bund rechnen können. Größere Teile der Sicher- 
heits- und Gewährleistungssumme werden dadurch zwangs- 
läufig längere Zeit blockiert. 

5. Die deutsche Ausfuhr Wirtschaft ist in der letzten Zeit be- 
sonders bemüht, die lebenswichtigen Absatzgebiete im Osten 
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zurückzugewinnen. Diese Bemühungen werden aber nur dann 
einen vollen Erfolg haben können, wenn das mit diesen Ge- 
schäften verbundene hohe Risiko abgedeckt werden kann. 

6. Die Einbeziehung der Länder der französischen Zone und der 
Wirtschaft Groß-Berlins, die erst nach Erlaß des Gesetzes 
vom 26. August 1949 erfolgte, hat ebenfalls eine Zunahme 
der Deckungsanträge zur Folge. 

Um dem mit der Übernahme der Sicherheits- und Gewähr- 
leistungen im Ausfuhrgeschäft verfolgten Zweck einer Förderung 
der deutschen Ausfuhr gerecht zu werden und um einen Zustand 
zu erreichen, der es der Ausfuhrwirtschaft erlaubt, von der Mög- 
lichkeit einer Abdeckung der Risiken laufend Gebrauch zu ma- 
chen, ist eine Ausweitung der Gesamtermächtigung um 480 Mil- 
lionen DM auf 600 Millionen DM notwendig. 
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Anlage 2 


Der Präsident 
des Deutschen Bundesrates 


Bonn, den 30. März 1950 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Betr.: Entwurf eines Gesetzes über die Übernahme von 
Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen im 
Ausfuhrgeschäft. 

Unter Bezugnahme auf das Schreiben — BK 591/50 — vom 1 1 . März 
1950 beehre ich mich mitzuteilen, daß der Deutsche Bundesrat in 
seiner Sitzung am 30. März 1950 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes beschlossen hat, gegen den 

Entwurf eines Gesetzes über die Übernahme von 
Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen im 
Ausfuhrgeschäft 

keine Einwendungen zu erheben. 

Der Bundesrat schlägt jedoch vor, daß der in § 1 vorgesehene Be- 
trag von 400 Millionen Deutsche Mark auf 600 Millionen Deutsche 
Mark erhöht wird. 


Arnold 



